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Antrag 

 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

 

Modernen Staat gemeinsam mit den Menschen entwickeln 

 

I. Der Landtag Rheinland-Pfalz stellt fest: 

Die öffentliche Verwaltung ist für die Menschen da. Die Rheinland-Pfälzer:innen, 

die Unternehmen, die Vereine und die Ehrenamtlichen verdienen einen moder-

nen, zugewandten Staat. Sie alle erleben die Funktionsfähigkeit des Staates im 

direkten Kontakt mit Verwaltungen, Behörden und öffentlichen Einrichtungen. 

Klar ist: Bund, Land und Kommunen brauchen ein Update. Ein solches Update 

darf sich nicht darauf beschränken, digitale Verfahren einzuführen oder bürokra-

tische Hürden abzubauen. Es muss ebenso die Verwaltungsstrukturen auf kom-

munaler und Landesebene kritisch und veränderungsbereit analysieren. Wer 

eine leistungsfähige Verwaltung dauerhaft erhalten möchte, muss ins Handeln 

kommen.   

Verständliche Verfahren, klare Verantwortlichkeiten, transparente Entscheidun-

gen, nachvollziehbare Bearbeitungszeiten und klar definierte Zuständigkeiten 

sind wesentliche Voraussetzungen für Vertrauen in staatliches Handeln. Gerade 

Menschen, die sich in herausfordernden Lebenslagen befinden oder regelmäßig 

auf staatliche Hilfe und Unterstützung angewiesen sind, müssen sich darauf ver-

lassen können, dass ihre Anträge zügig, fachkundig und nachvollziehbar bear-

beitet werden. Auch unsere Unternehmen, Vereine und die vielen ehrenamtlich 

Engagierten in unserem Land profitieren von verständlichen Verfahren, schnellen 

Genehmigungsprozessen und klaren Zuständigkeiten. Ein moderner, 
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leistungsfähiger und zugewandter Staat stärkt das Zusammenleben in unserer 

Gesellschaft und damit das Vertrauen in unsere Demokratie. 

Die Qualität unserer öffentlichen Verwaltung steht und fällt mit ihren engagierten 

Mitarbeitenden. Angesichts des Fachkräftemangels stellt sich zugleich die Frage, 

wie der öffentliche Dienst als attraktive Arbeitgeberin gestärkt und ausreichend 

qualifiziertes Personal gewonnen und gehalten werden kann. Auch daran ent-

scheidet sich, ob der Staat langfristig verlässlich und krisenresilient handeln 

kann. Dafür sind gute Arbeitsbedingungen, digitales und mobiles Arbeiten sowie 

berufliche Entwicklung innerhalb von Verwaltungen von zentraler Bedeutung. 

Gleichzeitig darf Staatsmodernisierung – zumal, wenn sie verkürzt als Bürokra-

tieabbau verstanden wird – nicht bedeuten, staatliches Handeln grundsätzlich als 

Belastung zu begreifen. Staatliche Verfahren erfüllen wichtige Schutzfunktionen: 

Sie schaffen Rechtssicherheit, gewährleisten demokratische Beteiligung, schüt-

zen die Rechte von Arbeitnehmenden und sichern den Umwelt- und Klimaschutz. 

Auch im Katastrophenschutz, in der Kinder- und Jugendhilfe sowie bei zahlrei-

chen weiteren staatlichen Aufgaben entscheidet eine leistungsfähige Verwaltung 

darüber, ob der Staat sein Schutzversprechen erfüllen kann. Ein moderner Staat 

muss deshalb schnell und effizient handeln können, ohne diese Errungenschaf-

ten preiszugeben. 

Rheinland-Pfalz steht bei der Staatsmodernisierung zusätzlich vor einer beson-

deren Herausforderung: Das Land verfügt bei 4,1 Millionen Einwohner:innen über 

rund 2 300 Gemeinden – und damit über die kleinteiligste Kommunallandschaft 

in Deutschland. Die letzte große Kommunal- und Verwaltungsreform hat unter 

der Landesregierung Helmut Kohl von 1966 bis 1974 stattgefunden. Die Zusam-

menführung von Verbandsgemeinden und verbandsfreien Gemeinden in den 

Jahren 2009 bis 2020 hat nur zu Veränderungen auf einer Verwaltungsebene 

geführt und blieb schon damals hinter dem erkennbaren Reformbedarf zurück. 

Die kleinteilige Kommunallandschaft in Rheinland-Pfalz ist mit erheblichen Nach-

teilen verbunden: höhere Verwaltungskosten, eine geringere Leistungsfähigkeit 

durch kleinere Verwaltungseinheiten, längere Planungs- und Bearbeitungszeiten, 

begrenzte Entwicklungsperspektiven für die Beschäftigten und eine geringere 

Widerstandsfähigkeit gegenüber dem demografischen Wandel. Kleinteilige 
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Verwaltungsstrukturen stoßen insbesondere bei großen Bau- und Digitalisie-

rungsprojekten schnell an ihre Grenzen. Ebenso müssen die Kommunen die ge-

stiegenen Anforderungen an den Katastrophenschutz, die Krisenresilienz und 

den Bevölkerungsschutz aufgrund der veränderten sicherheitspolitischen Lage in 

Zukunft bewältigen können. 

All dies zeigt: Die Modernisierung unseres Staates ist mehr als eine rein organi-

satorische oder technische Aufgabe. Sie ist ein demokratisches Gestaltungspro-

jekt. Deshalb ist es gut und richtig, dass der aktuelle Koalitionsvertrag eine Kom-

mission zur Staatsmodernisierung vorsieht, die binnen eines Jahres Ergebnisse 

vorlegen soll. Die kommunalen Spitzenverbände sind eingeladen, sich an der Ar-

beit der Kommission zu beteiligen. Diese Beteiligung ist zwingend erforderlich, 

reicht jedoch allein nicht aus. Veränderungen staatlicher Strukturen können  

dauerhaft nur erfolgreich sein, wenn die Perspektiven und praktischen Erfahrun-

gen derjenigen einbezogen werden, die Adressaten staatlichen Handelns sind, 

die eben mit Behörden, Verwaltungen und staatlichen Institutionen in Kontakt  

stehen und zurecht einen Anspruch auf eine moderne Verwaltung erheben.  

Deshalb muss die Arbeit der Kommission und die Umsetzung der Empfehlungen 

der Kommission zusätzlich durch ein qualitativ hochwertiges und repräsentatives 

Bürgerbeteiligungsverfahren begleitet werden. Ebenso sind neben den kommu-

nalen Spitzenverbänden auch die Perspektiven von Unternehmen, Kammern, 

Vereinen, Verbänden und ehrenamtlich Engagierten angemessen einzubezie-

hen. 

 

II. Der Landtag Rheinland-Pfalz begrüßt, 

- die in den vergangenen Legislaturperioden auf Landesebene getroffenen 

Maßnahmen zur Digitalisierung und Modernisierung des Staates, insbeson-

dere das E-Government-Gesetz und das Offene-Daten-Gesetz; 

- die von der vergangenen Landesregierung eingeleiteten und nun weiterge-

führten Maßnahmen der Verwaltungsdigitalisierung zur Umsetzung des  

Onlinezugangsgesetzes; 

- einige wichtige Aspekte der föderalen Modernisierungsagenda, die in der ver-

gangenen Legislatur von Bund und Ländern angestoßen wurde; 
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- den in der letzten Legislatur begonnenen breiten Beteiligungsprozess zum 

Bürokratieabbau mit Kommunalen Spitzenverbänden sowie die daraus ent-

wickelten Bürokratie-Abbau-Pakete; 

- die im Koalitionsvertrag angekündigte Einsetzung einer Kommission zur Mo-

dernisierung der öffentlichen Aufgabenwahrnehmung auf Landes- sowie 

kommunaler Ebene; 

- die Beteiligung der Kommunalen Spitzenverbände an der angekündigten 

Kommission. 

 

III. Der Landtag Rheinland-Pfalz fordert daher die Landesregierung auf, 

- die Arbeit der Kommission zur Modernisierung des Staates zusätzlich zur Be-

teiligung der Kommunalen Spitzenverbände durch ein geeignetes, repräsen-

tatives Bürgerbeteiligungsverfahren begleiten zu lassen; 

- in die Arbeit der Kommission ebenso die Perspektiven von Unternehmen, 

Kammern, Vereinen, Verbänden und ehrenamtlich Engagierten angemessen 

einzubeziehen; 

- die praktische Umsetzung der Vorschläge der Kommission kontinuierlich  

unter Einbeziehung von Bürger:innen, Unternehmen, Vereinen und ehren-

amtlich Engagierten sowie durch regionaler Beteiligungsformate zu flankie-

ren; 

- den Landtag regelmäßig über den Fortgang der Beratungen der Kommission 

sowie des Beteiligungsprozesses, die Ergebnisse der Kommission und die 

Umsetzung der daraus entwickelten Maßnahmen zu unterrichten; 

- im Landeshaushalt die für die Beteiligungsformate erforderlichen finanziellen 

und personellen Mittel vorzusehen. 

 

Für die Fraktion: 

Pia Schellhammer 

  


